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Betr.:
Informationen der deutsche Delegation zur Internationale Konferenz "JUGEND für Toleranz und Demokratie - eine europäische Perspektive im Kampf gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit" vom 20. - 23.10.2001 in Berlin

Die Delegationen erhalten in der Anlage eine Aufzeichnung der deutsche Delegation zu dem eingangs genannten Thema, das auf der Tagesordnung für die nächste Tagung des Rates (Bildung/Jugend) am 29. November 2001 steht.

________________________

Internationale Konferenz "JUGEND für Toleranz und Demokratie - eine europäische Perspektive im Kampf gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit"

vom 20. - 23.10.2001 in Berlin

Abschlussbericht (Kurzfassung)

Die internationale Konferenz zum Thema "JUGEND für Toleranz und Demokratie - eine europäische Perspektive im Kampf gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit" hat vom 20 - 23. Oktober 2001 in Berlin stattgefunden. Sie wurde initiiert und gefördert durch die Europäische Kommission, Generaldirektion Bildung und Kultur, im Rahmen des YOUTH Programms, sowie das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend. Mit der Durchführung waren die BBJ SERVIS gGmbH gemeinsam mit der Lea Rosh Kommunikation und Medien GmbH beauftragt. Die Konferenz fand im CORVUS Haus in Berlin Lichtenberg und im Centrum Judaicum statt.

Die Idee zu dieser Konferenz geht auf eine deutsche Initiative beim EU-Jugendrat im November 2000 zurück und wurde durch ein Gespräch zwischen Dr. Christine Bergmann, Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, und der EU-Kommissarin für Bildung und Kultur Viviane Reding unterstützt. Das Anliegen war es, die Ideen und die Aktionen junger Menschen bei der Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit in Europa einzubeziehen und zu fördern. Dementsprechend verfolgte die Konferenz das Ziel, jungen Menschen aus europäischen Staaten die Möglichkeit zu geben, ihre Erfahrungen im Kampf gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit auszutauschen, und ihnen gleichzeitig eine Plattform für Diskussionen mit Politikerinnen und Politikern, Expertinnen und Experten zu bieten. Daraus entstehen sollten Empfehlungen für eine europäische Politik gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit, die direkt an die Politik weitergegeben werden und in die aktuelle europäische Diskussion einfließen sollen.

Diese Zielstellung konnte umgesetzt werden und drückt sich vor allem in folgenden Resultaten aus: 

· Die Konferenz unterstützte die gegenseitige Information und das Kennenlernen von Gruppen und Personen mit der gleichen Zielsetzung.

· Sie förderte den Austausch und die Verbreitung von Erfahrungen und Ideen junger Menschen zur Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit.

· Neue Kontakte und Netzwerke wurden angebahnt und können nicht zuletzt mit Hilfe der Konferenz-Website weitergeführt werden.

· Ein Konferenz-Schwerpunkt war das "Voneinander Lernen", nicht nur zwischen den Projekten und Organisationen selbst sondern auch zwischen jungen Leuten und Experten, Politikern und Funktionären.

· Sie diente der Sensibilisierung der Politik und der Medien für das Thema

Die jungen Teilnehmerinnen und Teilnehmer haben in der Diskussion Anerkennung erfahren und konnten sich für weitere Aktivitäten stärken. In der Eröffnungsveranstaltung wurde eine Redaktionsgruppe bestätigt, die die gesamte Konferenz begleitete und die Ergebnisse der Diskussionen in einem Abschlussdokument "Summary of the results" zusammenfasste (Anlage 1).

1. Teilnehmerinnen und Teilnehmer

Zielgruppe der Konferenz waren in erster Linie Jugendorganisationen und -projekte in den EU- und Beitrittsländern. Die Einladungen erfolgten über die Nationalen Agenturen des YOUTH-Programms, das Europäische Jugendforum und das Jugendzentrum des Europarats sowie über Netzwerke und Organisationen im Rahmen des BMFSFJ-Aktionsprogramms "Jugend für Toleranz und Demokratie - gegen Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus" und die Aktion "Tolerantes Brandenburg". 

In Abstimmung mit BMFSFJ und EU-Kommission wurden auch Bewerberinnen und Bewerber aus anderen europäischen Ländern, namentlich interessante Projekte aus Ost- und Mitteleuropa, akzeptiert. 

Es nahmen rund 100 junge Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus 31 Ländern an der Konferenz teil (Anlage 2). Sie vertraten unterschiedliche Projekte und Organisationen, z.B. Jugendverbände/-organisationen; Basis- und Betroffenenprojekte (grass root projects); Jugendämter der Kommunen; Jugendzentren, Stadtteil- und Nachbarschaftseinrichtungen; Universitäten; Medien. Es waren non-profit Organisationen ebenso wie kirchliche/religiöse, staatliche und wissenschaftliche Einrichtungen vertreten. Allen Initiativen ist gemeinsam, dass sie bei den jungen Menschen für mehr Verständnis und Toleranz anderen gegenüber werben und damit einen präventiven Ansatz beinhalten.

Mit den Teilnehmerinnen und Teilnehmern diskutierten 35 Expertinnen und Experten, Politikerinnen und Politiker sowie weitere Gäste (Anlage 3). 

2. Programm

Das Programm spannte seinen Bogen von der Begrüßung und dem ersten Kennenlernen über Fachvorträge, Diskussionen in Workshops und im Open Space Meeting bis hin zur abschließenden Diskussion mit Politikerinnen und Politikern, auf der die Teilnehmerinnen und Teilnehmer die im Abschlussdokument zusammengefassten Ergebnisse der Konferenz darstellten. 

In der Eröffnungsveranstaltung hieß Dr. Christine Bergmann, Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, die jungen Gäste in Berlin willkommen und wertete die Konferenz als Baustein für eine europäische Strategie zum Kampf gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit. Die Ministerin empfand es als ein Zeichen großer Hoffnung, dass sich junge Menschen aus ganz Europa gegen rassistische und fremdenfeindliche Tendenzen in der Gesellschaft wehren. Sie versprach, die Ergebnisse und Anliegen der Konferenz im Jugendministerrat zu vertreten.

Pierre Mairesse, Leiter des Referats Jugend in der GD Bildung und Kultur der EU-Kommission überbrachte die Grüße der EU-Kommissarin Viviane Reding, die per Video zu den Konferenzteilnehmern sprach. In ihrer Rede ermutigte die Kommissarin die Jugendlichen in ihrem politischen Engagement: „Die junge Generation spielt eine Schlüsselrolle bei dem Dialog zwischen den Kulturen und Religionen, da sie die Basis für Zukunft Europas ist.“

Mit weiteren Grußworten wandten sich Donatella Rostagno als Repräsentantin des Europäischen Jugendforums und Birgit Van Hout vom Büro der UN-Kommissarin für Menschenrechte an die Konferenzteilnehmerinnen und -teilnehmer. Sie berichteten über ihre Eindrücke von der Durban-Konferenz und riefen die jungen Teilnehmerinnen und Teilnehmer  auf, sich trotz vieler Schwierigkeiten und manch fehlender Unterstützung im Kampf gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit nicht entmutigen zu lassen und die Konferenz als Chance für neue gemeinsame Wege zu nutzen.

Abschließend gab Susanne Kretschmer, Geschäftsführerin der BBJ SERVIS gGmbH, Informationen über die teilnehmenden Projekte und Organisationen und leitete damit zum informellen Teil der gegenseitigen Gespräche und des gegenseitigen Kennnenlernens über, wofür zahlreiche Teilnehmer auch Broschüren, Plakate, Videos und andere Anschauungsobjekte mitgebracht hatten.

Der zweite Tag diente der Information und dem Wissens- und Erfahrungsaustausch. Er wurde eröffnet mit einem Vortrag "Strategien gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit in Europa" von Dr. Beate Winkler, Direktorin der Europäischen Stelle zur Beobachtung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit in Wien (EUMC).

In insgesamt 8 Workshops diskutierten die Teilnehmerinnen und Teilnehmer anschließend mit internationalen Experten aus Politik, Bildung und Wissenschaft aktuelle Themen der Auseinandersetzung mit dem Rassismus in Europa: 

· Initiativen von Politik und Wirtschaft im Kampf gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit;

· Netzwerke und Ideologien rechts gerichteter Bewegungen;

· Internet als wichtige Plattform für rassistische Kommunikation;

· Ursachen und Erscheinungen von Intoleranz;

· Möglichkeiten der Bekämpfung von Rassismus und Intoleranz im Rahmen des EU-YOUTH Programms;

· Gleiche Rechte für alle Menschen - Schlüssel für ein friedliches Zusammenleben;

· Demokratische Staatsbürgerschaft in Europa als Weg zu mehr Toleranz;

· Bürgeraktionen zur Bekämpfung von Diskriminierung.

Sehr konkret wurde der Beitrag des YOUTH Programms der EU und der europäischen Jugendkooperation zum Kampf gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit diskutiert (Die Workshop-Ergebnisse liegen vor).

Der dritte Tag diente der Vertiefung der Workshop-Themen und Auseinandersetzung mit den Ergebnissen sowie der Entwicklung von Empfehlungen und Forderungen an die Politik und der Vereinbarung neuer Kooperationen und Projekte. Dazu wurde die Open Space Methode genutzt, die den Konferenzteilnehmerinnen und -teilnehmern die Möglichkeit bot, unter dem Motto "Wir wirken gemeinsam für Toleranz und Demokratie" das Tagesprogramm selbst zu gestalten und in kleineren Gruppen ihre Probleme und Fragen detailliert zu diskutieren. Es wurden insgesamt 25 Themen aufgegriffen (Anlage 4). Die Open Space Veranstaltung wurde von den Teilnehmerinnen und Teilnehmern sehr positiv aufgenommen. Sie würdigten insbesondere die Möglichkeiten der Mitgestaltung und der offenen, intensiven Diskussion als adäquat für eine Jugendkonferenz.

Am Nachmittag wurde die Diskussion im Plenum mit Joao Vale de Almeida, Direktor für Jugend, Zivilgesellschaft und Kommunikation in der EU-Kommission, und Dr. Peter Fricke, Abteilungsleiter Kinder und Jugend im BMFSFJ, weitergeführt. Im Zentrum der Diskussion stand die reale Partizipation junger Menschen und insbesondere die von Minderheiten.

Die Abschlussveranstaltung sowie die Pressekonferenz fanden im Centrum Judaicum in Berlin unter Leitung von Lea Rosh statt. Die Veranstaltung stand im Zeichen der direkten Präsentation und Diskussion der Konferenz-ergebnisse mit Politik und Funktionären. Daran nahmen teil: Dr. Edith Niehuis, Parlamentarische Staatssekretärin im BMFSFJ, Lissy Gröner, Abgeordnete des Europa-Parlaments, Paul Spiegel, Präsident des Zentralverbands der Juden in Deutschland; Joao Vale de Almeida, GD Bildung und Kultur der Europäischen Kommission, Giacomo Filibeck, Repräsentant des Europäischen Jugendforums.

Die Diskussion um das Abschlussdokument gestaltete sich sehr lebhaft und intensiv. Die Konferenzteilnehmerinnen und -teilnehmer vertraten dabei nachdrücklich ihren Anspruch auf volle Einbeziehung der Jugend in den Gestaltungsprozess eines gemeinsamen Europa. Sie forderten die politisch Verantwortlichen der Europäischen Kommission und der Mitgliedsstaaten auf, ihren Kampf gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit stärker zu unterstützen und weitere Zusammenkünfte von Jugendlichen zu initiieren. 

Die Vorschläge und Forderungen - niedergeschrieben im Abschlussdokument - lassen sich in den folgenden Schwerpunkten zusammenfassen:

1. Politik

· Es wird unterstrichen, dass alle jungen Leute in Europa, nicht nur in der Europäischen Union, sondern auch in den Beitrittsländern und insbesondere in den osteuropäischen Staaten, die Möglichkeit zur vollen Teilnahme an der sozialen und zivilen Gesellschaft auf allen politischen Ebenen haben müssen.

· Öffentliche Verwaltungen und Institutionen sollten die Diversität der Gesellschaft widerspiegeln und Minderheiten sollten entsprechend repräsentiert sein.

· Die Bemühungen der Europäischen Kommission zur Entwicklung einer europäischen Staatsbürgerschaft und einer europäischen Identität werden unterstützt.

· Entscheidungsträger werden eingeladen, grass root Projekte zu besuchen mit dem Ziel, die Anliegen der jungen Menschen besser zu verstehen.

· Es wird eine Debatte angeregt über den politischen Widerspruch zwischen der Immigrationspolitik der EU und dem Kampf gegen den Rassismus.

· Es wird auf eine Harmonisierung der Rechte von Flüchtlingen und Immigranten verwiesen (mit dem Ziel den Status der Immigranten in Europa zu verbessern).

2. Medien

· Es wird ein für die Allgemeinheit besserer Zugang zu Informationen gefordert;

· In den Schulen, Universitäten und anderen Bildungseinrichtungen muss vermittelt werden, wie das Internet und andere Informationsquellen besser im Kampf gegen Fremdenfeindlichkeit und Rassismus zu nutzen sind;

· Es sollte eine aktivere Kontrolle des Internets durch die europäischen Regierungen erfolgen (Gesetzliche Bestimmungen; Verbote gegen rassistische Homepages);

· Öffentliche Informationsforen werden gefordert, die diskriminierende und rechtsgerichtete Berichterstattung der Medien verfolgen und Berichte und Erklärungen entlarven, die direkt und indirekt Rassismus und Fremdenfeindlichkeit unterstützen.

3. Wirtschaft

· Gefordert wird die Bereitstellung von Finanzen für Jugendprojekte am Beginn ihrer Tätigkeit und die Finanzierung von neuen Organisationen – auch in den Beitrittsländern;

· Wirtschaftsunternehmen sollten durch die Politik ermutigt werden, die Vorteile der kulturellen Vielfalt in der Gesellschaft zu nutzen. Sie sollten im Interesse der Gesellschaft dafür gewonnen werden, gemeinsam mit Jugendorganisationen und NGO's gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit vorzugehen.

 4. Soziales und Kultur

· Es müssen mehr Rechte und Respekt für Unterschiede der Kulturen, des Geschlechts, der Religionen, des Glaubens und der Sexualität geschaffen werden;

· Die Entwicklung multikultureller Anteile in der Gesellschaft müssen geschützt und gefördert werden; 

· Sinnvoll sind verstärkte Konsultationen zwischen Nicht-Regierungsorganisationen (NGO) und Regierungen;

· Politik und Medien dürfen sich nicht an der Bildung von Stereotypen, Vorurteilen, und Diskriminierung gegenüber Minderheiten und dem Fremden - in welcher Form auch immer – beteiligen;

· Die Schaffung von mehr Möglichkeiten für den Austausch der Kulturen und Religionen (kulturelle und künstlerische Betätigung, street art, Sport und Spiele) ist notwendig. 

5. Bildung und Erziehung

Im einzelnen wird als sinnvoll erachtet:

· Geförderte Sprachausbildung für Einwanderer und ethnische Minderheiten;

· Gesetze zum Schutz und zur Respektierung der Sprachen anderer Kulturen;

· Informelles Lernen muss als wertvoller Bestandteil und als erstrebenswertes Ziel der Gesellschaft verstanden und gefördert werden;
· Gefördert werden sollen Konferenzen, Trainingsmaßnahmen, Problemevaluierung-und Beobachtung und dauerhafte Aktionen gegen Diskriminierung; 

· Beteiligung der Jugend an den Entscheidungsstrukturen im Bildungssystem;

· Ausgewogene Berücksichtigung aller ethnischen Gruppen bei der Finanzierung des Bildungssystems.

BBJ SERVIS gGmbH


Lea Rosh Kommunikation und Medien GmbH

Anlage 1

Internationale Konferenz vom 20. bis 23. Oktober 2001

in Berlin, Deutschland

Jugend für Toleranz und Demokratie

Gefördert durch die Europäische Kommission und das Bundesministerium für 

Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Deutschland

Zusammenfassung der Ergebnisse

Wir, die an der Konferenz “Jugend für Toleranz und Demokratie” teilnehmenden Jugendlichen, die wir unterschiedliche Jugendorganisationen Europas vertreten, möchten diese Gelegenheit nutzen, um unsere tiefe Besorgnis über die zunehmenden Erscheinungen von Fremdenfeindlichkeit und Diskriminierung zu Beginn des 21. Jahrhunderts zum Ausdruck zu bringen. Wir verurteilen aufs Schärfste alle gegen die Würde und Achtung der Menschenrechte gerichteten Handlungen. 

Entsprechend dem sozialen und politischen Umfeld gibt es ein Potential für Fremdenhass, denn Diskriminierung erwächst aus Unwissenheit und Unsicherheit. Wir als europäische Jugend betonen, dass umsichtige Maßnahmen eingeleitet werden müssen, um Rassismus und ethnische Intoleranz auszumerzen. Die Erscheinungen von Diskriminierung und Fremdenfeindlichkeit sind unterschiedlich stark ausgeprägt. Sie reichen von physischer Gewalt über diskriminierende Gesetze bis hin zu privatem Denken und persönlichen Gesprächen. Unter Beachtung der Notwendigkeit, die fundamentalen Menschenrechte zu schützen, erklären wir, dass Bildung und Politik sowie soziale und wirtschaftliche Maßnahmen die Aufklärung der Gesellschaft zum Ziel haben sollten. 

Notwendig sind der Zugang zur formellen Bildung und zur modernen Informationstechnologie, die Gewährung von Möglichkeiten der grenzüberschreitenden Mobilität (mit Hilfe von Austauschprogrammen und informeller Bildung) sowie der Zugang zu Arbeitsplätzen, in denen Fähigkeiten, Kompetenz und Qualifikation anerkannt werden. Wir sind überzeugt, dass eine bessere Entwicklung des Bürgers und der Bürgerrechte, der beruflichen Einsetzbarkeit und des Selbstvertrauens Diskriminierung und Fremdenhass entscheidend einschränken würden.

Jugendpolitik sollte menschlich und tolerant sein. Sie könnte in drei Worten zusammengefasst werden: “Einbeziehung. Entwicklung. Frieden.” Wir arbeiten heute daran, morgen eine solide und verlässliche Zukunft zu haben. Die Konsolidierung moralischer Werte, die Verwirklichung von Toleranz, Solidarität und Demokratie, die Achtung der Menschenrechte, der Austausch von Erfahrungen mit den unterschiedlichen Kulturen und Traditionen, das alles trägt zum Erfolg und zur Entwicklung einer toleranten Herangehensweise und einer guten Zusammenarbeit bei. 

Angesichts der traumatischen und fürchterlichen Anschläge am 11. September in New York und früherer terroristischer Anschläge in der ganzen Welt bringen wir, die Jugend Europas, unsere Besorgnis zum Ausdruck und verurteilen den Terrorismus. Darüber hinaus befürchten wir im Ergebnis des 11. September das Entstehen von Islamfeindlichkeit in unseren Ländern. Die Eskalation von Fremdenhass und Intoleranz sollte genauestens beobachtet und der Dialog zwischen den Religionen und Kulturen gefördert werden.

Konkrete Empfehlungen

Vom 20. bis 23. Oktober tauschten wir Erfahrungen und Meinungen aus und stellten unsere Visionen zum Thema „Jugend für Toleranz und Demokratie“ vor, die Maßnahmen in Politik, Bildung, Kultur und Wirtschaft, soziale Verbesserungen, die Medien und alle neuen Kommunikationsmöglichkeiten betrafen. 

Politik 

· Wir betonen, dass alle jungen Menschen überall in Europa, nicht nur in der Europäischen Union, die Möglichkeit haben müssen, uneingeschränkt am gesellschaftlichen und staatsbürgerlichen Leben auf allen politischen Ebenen teilzunehmen. Außerdem sollten die Strukturen der Entscheidungsfindung die Unterschiede respektieren. 

· Staatliche Verwaltung und Einrichtungen müssen die Verschiedenartigkeit der Gesellschaft widerspiegeln, und Minderheiten sollten angemessen vertreten sein. 

· Wir rufen die Europäische Kommission auf, ihre Anstrengungen zur Entwicklung der europäischen Staatsbürgerschaft und der europäischen Identität zu verstärken.

· Wir laden die Entscheidungsträger zum Besuch von Basisprojekten ein, um sich damit bekannt zu machen und die jungen Menschen besser zu verstehen.

· Eine bewusste Diskussion über den politischen Widerspruch zwischen der Einwanderungspolitik der Europäischen Union und dem Bestreben, den Rassismus zu bekämpfen, sollte in Gang kommen. 

· Es wird auf eine Vereinheitlichung der Rechte der Flüchtlinge und Einwanderer verwiesen (sie sind so zu ändern, dass der Status der Einwanderer in ganz Europa verbessert wird).

Medien

· Es wird ein für die Allgemeinheit besserer Zugang zu Informationen gefordert.

· Die Bedeutung von Suchmaschinen und Provider wird unterstrichen. 

· In die Ausbildung muss die Nutzung des Internets und anderer Informationsquellen eingeschlossen werden.

· Die europäische Regierung sollte bei der Kontrolle des Internets aktiver sein.

· Es wird die Schaffung von Informationsforen angeregt, um die Medien zu verfolgen und Tatsachen und Darstellungen entgegen zu treten, die zu Rassismus und Fremdenfeindlichkeit beitragen. 

Wirtschaft 

· Gefordert wird die Bereitstellung der finanziellen Mittel für Jugendprojekte zu Beginn solcher Projekte

· Unternehmen sollten ermutigt werden, die durch die Vielfältigkeit gebotenen Vorteile zu würdigen.

· Die Finanzierung neuer und bereits auf diesem Gebiet tätiger Organisationen wird gefordert. 

Soziale und kulturelle Fragen

· Es sollte Recht und Anerkennung der Unterschiede innerhalb jeder Facette des Lebens – Geschlecht, Sexualität, Religionen oder Überzeugungen - geben.

· Sinnvoll sind verstärkte Konsultationen zwischen Nichtregierungsorganisationen (NGO) und Regierungen

· Die Vermeidung von Stereotypen und Vorurteilen als Nährboden für Diskriminierung in Politik und Medien wird betont.

· Die Schaffung von Kulturclubs und die Förderung der künstlerischen Ausdrucksformen (Straßenkunst, Sport oder Spiele) wird angeregt.

Bildung

Im einzelnen wird als sinnvoll erachtet:

· Sprachunterricht für Minderheiten; 

· Gesetze gegen die Diskriminierung von Sprachen;

· Informelle Bildung ist als ein wertvolles Gut zu betrachten und demzufolge entsprechend zu honorieren;

· Qualifizierung der Lehrer hinsichtlich der Ressourcen der Vielgestaltigkeit, der Geschlechter und der Lehrpläne;

· Durchführung konkreter und fortlaufender Maßnahmen gegen Diskriminierung, wie z.B. Konferenzen, Ausbildung, Evaluation und Monitoring;

· Beteiligung der Jugend an Strukturen der Entscheidungsfindung im Bildungssystem;

· Gerechte Verteilung der Finanzen unter allen ethnischen Gruppen auf dem Gebiet der Bildung.

Anlage 2


Country
Participants

1
Belgium
4

2
Austria
2

3
Cyprus
1

4
Danemark
2

5
Finnland
5

6
France
3

7
Germany
12

8
Great Britain
7

9
Greece 
4

10
Hungary
1

11
Ireland
2

12
Iceland
3

13
Italy
6

14
Luxembourg
3

15
Malta
1

16
Netherlands
4

17
Norway
4

18
Poland 
6

19
Portugal
2

20
Slovenia
3

21
Slovakia
1

22
Spain
2

23
Sweden
5

24
Aserbaijan
1

25
Bulgaria
3

26
Estonia
1

27
Latvia
2

28
Macedonia
1

29
Moldavia
2

30
Yugoslavia
2

31
Israel (observer)
3

Anlage 3


NAME
FAMILY NAME
ORGANISATION/IINSTITUTION


1
Dr. Christine
Bergmann
German Federal Minister of Family Affairs, Senior Citizens, Women and Youth 


2
Anette E.
Bosscher
Board member of CEJI Brussels


3
Rainer
Ewert
Federal Office for the Protection of the Constitution


4
Giacomo
Filibeck
European Youth Forum


5
Sabine
Finzi
Secretary General of EPTO


6
Dr. Peter
Fricke
Federal Ministry of Family Affairs, Senior Citizens, Women and Youth


7
Dr.Rainer
Fromm
Journalist, Wiesbaden


8
Lissy
Gröner, MdE
European Parliament, Group of the Party of European Socialists


9
Mohamed
Haji-Kella
Minorities of Europe, London


10
Prof. Helene
Haste
University Bath, UK


11
Barbara
John
Commissioner for migration and integration in Berlin


12
Susanne
Kretschmer
BBJ SERVIS gGmbH Berlin


13
Sonja
Lahnstein
Managing Director of STEP 21, Hamburg


14
Peter
Lauritzen
Council of Europe, Directorate of Youth and Sport


15
Alana
Lentin
European University Institut Florenze


16
Pierre
Mairesse
European Commission Head of the YOUTH-Unit


17
Frank
Marx
European Commission, GD EAC, Youth Unit


18
Dr. Edith
Niehuis, MdB
Parliamentary Secretary of State in the Federal Ministry of Family Affairs, Senior Citizens, Women and Youth


19
Yael
Ohana
Council of Europe, European Youth Centre


20
Michael M
Pannwitz
Open Space Facilitator


21
Michael
Raphael
Jewish and Arab Youth for the co-existence, Israel


22
Lea
Rosh
Lea Rosh Kommunikation & Medien GmbH


23
Donatella
Rostagno
European Youth Forum


24
Monika
Savier
BBJ Bruxelles s.p.r.l., Sede Italiana


25
Robin
Sclafani
CEJI Brussels


26
Hagai
Segal
London School of Economics and Political Science


27
Sarah
Singer
Welfare Organisation of the Jewish Congregation in Germany


28
Paul
Spiegel
President of the Central Council of Jewish People in Germany


29
Joao
Vale de Almeida
European Commission, Directorate-General of Education and Culture


30
Birgit
Van Hout
Office of the High Commissioner for Human Rights


31
Dr. Ralf-René
Weingärtner
Youth Attaché at the Permanent Representation at EU Brussels


32
Hans-Georg
Wicke
Jugend für Europa


33
Dr. Beate
Winkler
Director of the European Monitoring Centre in Vienna


34
Dr. John
Wrench
University of Southern Denmark


35
Ulrike
Wisser
BBJ Bruxelles s.p.r.l.














Anlage 4

Themenübersicht des Open Space Meetings:

1. Internet, Rassisten und was getan werden kann, um die Bedrohung einzugrenzen

2. Weißbuch der EU für Jugendpolitik - Diskussion zu Inhalt und Zielstellung

3. Witze (und Stereotype, Vorurteile, die sich dahinter verbergen)

4. "Schengen" - Immigrationspolitik in der EU und (Anti)rassismus in Europa

5. Lernen in Vielfalt als wichtiges Instrument gegen Rassismus

6. Institutionalisierte Diskriminierung

7. Wirtschaftspolitik der EU und Globalisierung

8. Immigranten - Gelegenheit zur vollständigen Teilnahme in Europa

9. Vorurteile gegenüber anderen Rassen

10. Zur Rolle der EU in Europa

11. Formelles und informelles Lernen - für Toleranz

12. Bürgeraktionen - wie sollen sie sein, was können sie erreichen?

13. Wie kann ein Projekt mit Jugendlichen durchgeführt werden (wie kann ihr Interesse dafür gewonnen werden)?

14. Aktionen zur Förderung von Toleranz - Menschen zusammenbringen, um Wissen zu entwickeln

15. Grenzen der Toleranz (was ist Toleranz, Toleranz als Aktion)

16. 11. September - jeder verurteilt terroristische Aktionen

17. Über die Weltkonferenz gegen Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und darauf bezogene Intoleranz

18. Was und wer ist ein Rassist

19. Wodurch zeichnet sich eine erfolgreiche Jugendkonferenz aus?

20. Projekt eines Europäischen Netzwerks gegen Rassismus, finanziert durch die EU

21. Rassismus und Fremdenfeindlichkeit - zur Rolle der Medien

22. Europäische Union und Jugendaktionen - wie kann die Kommunikation verbessert werden?

23. Interkulturelles Lernen

24. Was können Muslime tun, um ihre Situation in Europa zu verbessern

25. "Zutaten" für ein erfolgreiches Jugendprojekt

______________
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